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Enthebung eines Schoffen vom Amt
Leitsatz

Verfahrensgang

Ein Schoffe verletzt seine Amtspflichten gréblich, wenn er in einem an die Gerichtsverwaltung
gerichteten Schreiben Polizisten vielfach als Bullen bezeichnet und erklart, sie richteten "Men-
schen auf offener Stralle hin" und téteten "Menschen in Knasten".

vorgehend AG Tiergarten, kein Datum verfiugbar, 408 Sam Ila 206 (2025) 2024-2028

Tenor

Griinde

Der Schoffe wird seines Schoffenamtes enthoben.

Die Vorsitzende des Schéffenwahlausschusses hat mit Datum vom 5. September 2025
beantragt, den Schéffen seines Amtes zu entheben. Die Richterin am Amtsgericht ist der
Auffassung, der Schoffe habe durch eine an das Landgericht Berlin | und das Amtsgericht
Tiergarten gerichtete E-Mail eine grébliche Amtspflichtverletzung begangen, die ihn als
ungeeignet erscheinen lasse, das Schoffenamt weiter auszuliben.

Die E-Mail vom 28. August 2025 lautet auszugsweise wie folgt:

~Betreff: Wg. Protestnote und Entbindung (...) Sehr geehrter Herr Prasident, sehr ge-
ehrte Damen und Herren, mit groRBer Irritation und Sorge habe ich den heutigen Ein-
bruch der Polizei Berlin in der Rigaer StraBe 94 zur Kenntnis genommen. Grundla-
ge ist ein Beschluss des Amtsgerichts Tiergarten, des Amtsgerichts, bei dem ich als
Schoffe eingesetzt bin. Ich missbillige den Einsatz und den Beschluss aufs Scharfs-
te (...). Ein Angriff auf die Rigaer ist ein Angriff auf uns alle. Liebe und Kraft allen Be-
wohner:innen der Rigaer! Der Beschluss ist unverhaltnismaBig und aus meiner Sicht
auch rechtswidrig. Nur damit die Bullen an Daten kommen, werden Menschen in der
Unverletzlichkeit der Wohnung gestort. Das Amtsgericht hat damit einem autorita-
ren Staat geholfen. Ein Staat, der rechtswidrig Menschen ausliefert, abschiebt und
Einreisen verwehrt. Ein Staat des wieder aufkeimenden Faschismus. Das Amtsge-
richt hat Bullen geholfen. Bullen, die Menschen in Knasten téten (Nelson). Bullen, die
Menschen auf offener StralRe hinrichten (Lorenz). (...) Bullen und Gerichte, die Neo-
nazikonzerte erlauben (...). Ich kann nicht einem Gericht angehoren, das solche Be-
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schlisse fasst. Eine weitere Schoéffentatigkeit kann mir aus Gewissensgriinden nicht
zugemutet werden (...). Gleichzeitig beantrage ich die Streichung aus der Schoffen-
liste. No Justice - no peace! Alerta, alerta, Antifascista!”

Der Senat hat dem Schéffen rechtliches Gehér gewahrt, er hat sich nicht gedulRert.

Dem Antrag der Vorsitzenden des Schoffenwahlausschusses entsprechend war der
Schoffe seines Amtes zu entheben.

1. Der Senat hat Uber den Antrag der Vorsitzenden des Schoéffenwahlausschusses zu
entscheiden. Zwar hat der Schoéffe selbst seine Streichung von der Schéffenliste bean-
tragt, worliber zu entscheiden der Senat mangels Zustandigkeit nicht befugt ist (§§ 52
Abs. 3, 45 Abs. 3 GVG). Es ist aber nicht ersichtlich, dass es einen Vorrang des vom
Schoffen gestellten Streichungsantrags gegentber dem hier durch die Vorsitzende des
Schéffenwahlausschusses angebrachten Amtsenthebungsantrags gibt. Da die Vorausset-
zungen fur eine von Amts wegen (§ 52 Abs. 1 GVG) oder auf Antrag des Schoéffen (§ 52
Abs. 2 GVG) veranlasste Streichung von der Schoéffenliste ausgesprochen hoch sind, er-
scheint es dem Senat auch nicht aus Sachgriinden geboten, das Verfahren nach § 52
GVG (,Streichung von der Schoéffenliste”) dem Verfahren nach § 51 GVG (,,Amtsenthe-
bung”) vorzuziehen.

2. Der Schoffe hat seine Amtspflichten durch die E-Mail vom 28. August 2025 grdblich
verletzt (§ 51 Abs. 1 GVG).

a) Eine zur Amtsenthebung fiihrende grébliche Verletzung von Amtspflichten ist nach
Sinn und Zweck des § 51 GVG anzunehmen, wenn der Schéffe ein Verhalten zeigt, das
ihn aus objektiver Sicht verstandiger Verfahrensbeteiligter ungeeignet fir die Austibung
des Schoffenamts macht, weil er nicht mehr die Gewahr bietet, unparteiisch und nur
nach Recht und Gesetz zu entscheiden. Ob eine erhebliche Pflichtverletzung gegeben
ist, beurteilt sich auf der Grundlage einer Gesamtwdrdigung aller Umstande des Einzel-
falls. Ein schwerwiegendes Fehlverhalten auerhalb des Amtes genigt, wenn es in die
Amtsfihrung hineinwirkt. Eine grébliche Verletzung von Amtspflichten ist insbesonde-

re bei einer Missachtung der nach § 45 DRIG auch fir ehrenamtliche Richter geltenden
Pflicht zur Treue der Verfassung anzunehmen. Dies ist etwa der Fall, wenn der Schéffe
durch aktives, wenn auch aullerdienstliches Verhalten zu erkennen gibt, dass er die Le-
gitimitat der Bundesrepublik Deutschland als Staat leugnet oder sonst Auffassungen ver-
tritt, die mit der Werteordnung des Grundgesetzes unvereinbar sind (vgl. Kissel/Mayer,
GVG 11. Aufl,, § 51 Rn. 2, 3 m.w.N.). Wiederholte, allgemeine Kritik an justiziellen Verfah-
rensabldufen und -ergebnissen sowie an der Rolle beteiligter amtlicher Stellen, auch in
harscher Form, ist in der Regel vom Recht auf freie MeinungsaulRerung gedeckt (vgl. Kis-
sel/Mayer a.a.0.). Im Hinblick auf den Grundsatz des gesetzlichen Richters ist in beson-
derem Malie dem Grundsatz der VerhaltnismaRigkeit Rechnung zu tragen (vgl. dazu BR-
Drucksache 539/10 S. 21).

b) Derart gravierende Verletzungen auBerdienstlicher, aber in das Schéffenamt hinein-
wirkender Pflichten hat der Schoéffe hier begangen. Diese lassen ihn aus objektiver Sicht
verstandiger Verfahrensbeteiligter als ungeeignet flir die Austibung des Schoffenamts
erscheinen.

aa) Die insgesamt siebenfache Verwendung des Begriffs ,Bullen” (in einer nur rund drei-
Bigzeiligen E-Mail) begrindet die naheliegende Einschatzung, dass der Schoffe Polizei-
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beamte bereits wegen ihres Berufs flir grundsatzlich gefahrlich, gewalttatig und minder-
wertig halt. Ausdricklich erwahnt er, dass ,Bullen ... Menschen in Knasten téten” und
»Menschen auf offener StraRe hinrichten”. Es versteht sich von selbst, dass bei dieser
pauschal herabwirdigenden Bewertung nicht zu erwarten ist, dass sich der Schoéffe ge-
genuber polizeilichen Verfahrensbeteiligten - sei es als Zeugen, sei es in Einzelfallen als
Angeklagte - sachlich und neutral verhalten und ohne Ricksicht auf innere Herabset-
zungen unparteiisch entscheiden wird. Dass der Schoéffe selbst diese Auffassung vertritt,
legt sein Antrag nahe, ihn von der Schéffenliste zu streichen.

bb) Die Ausfuhrungen in der E-Mail gehen Uber auch einem Schéffen als Trager des
Grundrechts auf Meinungsfreiheit selbstverstandlich zuzubilligende Kritik an staatlichen
Organen und justiziellen Verfahrensabldufen hinaus. So ist die Einschatzung vom ,auf-
keimenden Faschismus” und von einem autoritédren Staatswesen ohne Zweifel von der
Meinungsfreiheit des Art. 5 GG gedeckt. Im Zusammenspiel mit sonstigen unsachlich
herabsetzenden und pauschal ehrverletzenden AuRerungen gegeniiber Staatsbedienste-
ten stehen sie aber in Widerspruch zur grundgesetzlichen Werteordnung. In ihrer einsei-
tig antistaatlichen Gesamtheit stellen sie eine grobliche Verletzung der einem Schéffen
zukommenden Amtspflichten dar.

cc) Nichts anderes ergibt sich daraus, dass sich der Schoéffe hier nicht im weiteren Sinne
offentlich geduBert hat, sondern in einer E-Mail an Gerichtsverwaltungen. Denn die Au-
Rerungen spiegeln eine grundsatzliche innere Haltung wider, die mit einem Recht und
Gesetz verpflichteten und gerecht sowie unabhangig urteilenden Schéffen nicht in Ein-
klang zu bringen ist.

- Seite 3 von 3 -



	Leitsatz
	Verfahrensgang
	Tenor
	Gründe

